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KantonLuzernhält anForderung fest
Eritreische Flüchtlinge: Regierungsrat Guido Graf bereut Brief an Sommaruga nicht

Von Alessandra Paone

Luzern. Mit seinem Brief an Bundes-
präsidentin Simonetta Sommaruga
(SP) hat Guido Graf eine Welle der
Empörung losgetreten. Der Luzerner
Sozialminister verlangt in seinem
Schreiben im Namen der Gesamtregie-
rung, dass künftig Menschen aus Eri-
trea nicht mehr als Flüchtlinge aner-
kanntwerden sollen. Er bezweifelt, dass
die Asylsuchenden aus Eritrea tatsäch-
lich an Leib und Leben bedroht sind.
Der Brief wurde letzte Woche auf der
Homepage des Kantons Luzern veröf-
fentlicht. Seither wird der CVP-Politiker
fast täglich angegriffen – und nicht nur
aus dem linken Lager.

Hans-Jürg Käser (FDP), Berner Poli-
zeidirektor und Präsident der kantona-
len Sicherheitsdirektoren, brachte am
Mittwoch in einem Interview mit der
NZZ sein Bedauern über den offenen
Brief zumAusdruck: Regierungen seien
schlecht beraten, via Medien Druck auf
den Bund zu machen. Irina Studhalter,
Nationalratskandidatin der Luzerner
Jungen Grünen, will Graf mittels
Crowdfunding ein Einwegticket nach
Eritrea schenken, damit dieser sich dort
ein Bild von der Lagemachen kann.

Bundespräsidentin Sommaruga äus-
serte sich ebenfalls zum Brief aus
Luzern: An ihrem Sommeranlass letzten
Donnerstag in Bern kritisierte die Asyl-
direktorin, der Luzerner Regierungsrat
gehe von einer falschen Grundannahme
aus. Asylsuchende aus Eritrea würden
nicht automatisch als Flüchtlinge aner-
kannt. Schon heute werde rund die
Hälfte von ihnen lediglich vorläufig auf-
genommen.Was der Kanton Luzern also
fordere, sei bereits gängige Praxis.

Zu wenig Wohnraum
Trotz der zum Teil vernichtenden

Urteile rückt Graf nicht von seiner Hal-
tung ab. «Ich bereue diese Aktion
nicht», sagt er auf Anfrage der BaZ.
Bundesrätin Sommaruga habe das
Schreiben offenbar nicht verstanden.
Die Luzerner Regierung habe damit
ausdrücken wollen, dass es falsch sei,
Eritreern einen Flüchtlingsstatus zu
gewähren. Stattdessen solle die vorläu-
fige Aufnahme die Regel sein. Damit sei
der Schutz gewährt, mit dem Neben-
effekt, dass die Schweiz als Zielland
weniger attraktiv sei. Gelegenheit für
eine Aussprache zwischen der Luzerner
Regierung und der Bundespräsidentin
hat es bisher noch nicht gegeben. Som-
maruga habe sich nicht gemeldet. «Ich
gehe aber davon aus, dass unsere Forde-
rungen angehört werden», sagt Graf.

Der Sozialdirektor wehrt sich vehe-
ment dagegen, in die rechte Ecke
gedrängt zu werden. Die Luzerner
Regierung habe nicht die Rückführung
von Eritreern gefordert, sondern nur
einen anderen Schutzstatus. Und dies

sei von vielen auch so verstanden wor-
den, sagt Graf: Über 90 Prozent der
Rückmeldungen, die er per Mail und
Post erhalten habe, seien positiv und
zustimmend gewesen.

Graf hatte Simonetta Sommaruga
bereits 2014 einen Brief geschrieben
und dabei darauf hingewiesen, dass die
rasant steigende Zahl der Flüchtlinge
und vorläufig Aufgenommenen das Sys-
tem zunehmend überfordere. Dies vor
allem wegen des immer weiter steigen-
den Bedarfs an Unterbringungsplätzen.
In diesem Zusammenhang übt Graf Kri-
tik an der von Sommaruga oft gelobten
Zusammenarbeit zwischen Bund, Kan-
tonen und Gemeinden: «Wenn die Bun-
deszentren voll sind, dann werden die
Asylsuchenden den Kantonen zugewie-
sen. Damit scheint dann beim Bund die
Problematik der Unterbringung einfach
erledigt. Was anschliessend in den Kan-
tonen abläuft, findet kein Gehör.»

Wegen der hohen Schutzgewäh-
rungsquote von 65 Prozent bleiben drei
von fünf Asylsuchenden dauerhaft in
der Schweiz. Man könne diese Men-
schen nicht jahrelang in Notunterkünf-
ten oder Asylzentren unterbringen, sie

brauchten Wohnraum in den Gemein-
den und müssten integriert werden,
sagt Graf. Und das sei das grosse Pro-
blem des Kantons Luzern, dessen Leer-
wohnungsbestand unter einem Prozent
liege. Dabei handle es sich um neue
oder teureWohnungen. «Es überfordert
unser System, Jahr für Jahr zusätzlich
700 bis 1000 neue Flüchtlinge und vor-
läufig Aufgenommene unterzubringen
und zu integrieren.»

Akzeptanz nimmt ab
Die Probleme bei der Beschaffung

von neuem Wohnraum waren denn
auch der Auslöser für die beiden Schrei-
ben an Bundesrätin Sommaruga. Doch
auch der wachsende Unmut in der
Bevölkerung habe eine Rolle gespielt,
sagt Graf. Die Akzeptanz gegenüber
Asylsuchenden nehme ab. «Und ohne
die Unterstützung der Bevölkerung
können wir keine neuen Asylunter-
künfte bereitstellen.»

Zur Verteidigung der aktuellen Asyl-
praxis verglich Sommaruga die jetzigen
Zahlen mit denen von 2012 und sprach
dabei vom «tiefsten Wert der letzten
15 Jahre». Die heutige Situation sei

nicht mit 2012 zu vergleichen, sagt
Graf. Da sei die Zahl der Asylsuchenden
zwar höher, die Herausforderung aber
dennoch geringer gewesen, weil ein
grosser Teil die Schweiz wieder verlas-
sen habe. Hinzu komme jetzt die stei-
gende Zahl von unbegleiteten minder-
jährigen Asylsuchenden (UMA) aus Eri-
trea. Weil diese oft unter 16 Jahren
seien, müssten sie in Pflegefamilien
untergebracht werden. Ende Juni 2015
waren es im Kanton Luzern 64 UMA,
davon lebten elf in Pflegefamilien. Im
Vorjahr waren es noch 25 Jugendliche
gewesen,wovon nur zwei in Pflegefami-
lien platziert werdenmussten.

Nebst dem Brief an Sommaruga
beschäftigte diese Woche ein weiterer
Fall zum Thema Asyl den Kanton
Luzern: Ein abgewiesener Asylbewer-
ber nahm sich in einer Nothilfeunter-
kunft das Leben. Seine Leiche wurde
erst nach einer Woche gefunden. Graf
wollte aus Persönlichkeitsschutzgrün-
den keine Auskunft geben. Er betont
aber, dass der Mann nach den Nothilfe-
richtlinien unterstützt worden sei und
eine Rückkehrhilfe mehrfach ausge-
schlagen habe.

Neu erschienen

Ein Lesebuch über die EU-Turbosder Schweiz
Von Dominik Feusi, Bern

Eine Textsammlung als «Lesebuch» für
eine «ausgewogene Erörterung» über
«die Schweiz im Diskurs über ihre
Europapolitik» käme diesen Sommer
genau zur richtigen Zeit undwäre eine
hochwillkommene Angelegenheit. Lei-
der haben es die Herausgeber verpasst,
den eigenen Ansprüchen gerecht zu
werden.

Der Einstiegmit einer ebenso über-
holten wie einseitigen Analyse des
Abstimmungsresultates vom 9. Februar
2014mag demWunsch entsprungen
sein, dem Buch Aktualität zukommen
zu lassen. Er ist exemplarisch für zahl-
reiche kaumwidersprocheneWieder-
holungen des proeuropäischen Narrati-
ves: Der bilateraleWeg sei zu Ende, der
Alleingang undenkbar und letztlich nur
der EU-Beitritt sinnvoll für die Schweiz,
weil man dannmitentscheiden könne.
Trotz politischer Schlagseite lesen sich
auch diese Beiträgemit Gewinn, zum
Beispiel Jakob Kellenbergers Lob für
den Integrationsbericht von 1988, den
er imWesentlichen selber geschrieben
hat, weil er «eine neue Einstellung» –

also Kellenbergers Einstellung –
gebracht habe und dass er nur den Bei-
tritt als «interessante Alternative» gel-
ten liess.

Der europapolitische Diskurs der
Schweiz besteht aber ausmehreren
Narrativen. Die wichtigsten politischen
Kritiker der Europapolitik des Bundes-
rates kommen jedoch nicht zuWort,
obwohl sie die Debatte der letzten Jahr-
zehntemassgeblich geprägt haben.
Dass ein Lesebuch über die EU-Frage
ohne einen Aufsatz von Christoph
Blocher auskommenwill, verwundert
und schmälert denWert des Buches,
umsomehr als der SVP-Stratege in zahl-
reichen Aufsätzen ausdrücklich oder
indirekt präsent ist. Vermutlich war den
Herausgebern daran gelegen, den Ein-
druck zu vermeiden, man gebe den EU-
Kritikern eine Plattform. Das wiederum
sagt viel aus über die politische Debatte.
Doch die Lücken gehen über EU-Gegner
Christoph Blocher hinaus.

Im historischen Rückblick fehlt bei-
spielsweise ein Beitrag von Botschafter
Paul Jolles, Direktor des Bundesamtes
für Aussenwirtschaft und Staatssekre-
tär, der schon in den Sechzigerjahren

völlig emotionslos auf das grundsätz-
liche Dilemma der Europapolitik hin-
wies: die Verflechtung der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit mit einem poli-
tischen Einigungsprojekt durch die
europäischen Partner, das die Aufgabe
schweizerischer Souveränität, politi-
scher Selbstbestimmung und Kultur
beinhaltet. Bei Jolles (1967) könnte
man nachlesen, was wir in der real
existierenden EU tagtäglich erleben
und die Freude auf eine theoretische
Mitentscheidung bei einem Beitritt
relativiert hätte: «Es wird sich ein
Direktorium der Grossen bilden, dessen
Beschlüsse von den Kleinen akzeptiert
werdenmüssen.»

Herausragend sind die Auszüge aus
der Basler Rede von Jolles Nachfolger
Franz Blankart von 1998 über die EWR-
Verhandlungen – nicht einmal so sehr
wegen der ihr innewohnenden Kritik
am damaligen Bundesrat, für welche
die Rede berühmt ist, sondern vielmehr
weil Blankart das Grunddilemma der
Integrationsbemühungen darlegt und
aufzeigt, dass die Forderung der dama-
ligen EG in den EWR-Verhandlungen
nach einer Harmonisierung des Rechts

auf dem Binnenmarkt nicht alternativ-
los war (und es entsprechend auch
heute nicht ist). Der Binnenmarkt funk-
tioniert auch, wenn unterschiedliche
Rechtsvorschriften bestehen bleiben
und gegenseitig anerkannt werden.

Die Chance, dass für das Grund-
problem der Schweiz mehr heraus-
schaut als mit dem EWR-Abkommen,
scheint gering. Die EU dürfte im
Moment auf ihrem Ziel einer «immer
engeren Union» beharren. Ein Rahmen-
abkommenwürde also das Abtreten
von staatlicher Souveränität, politi-
scher Mitbestimmung und persönlicher
Freiheit der Bürger bedeuten. Der Titel
«Integration am Ende?» ist so gesehen
treffend gewählt.

Max Schweizer,
Dominique
Ursprung (Hg.):
Integration am
Ende? Die Schweiz
im Diskurs über
ihre Europapolitik.
Chronos, Zürich 2015,
389 Seiten, Fr. 48.–.

Nachrichten

Bioforschung soll noch
mehr gefördert werden

Bern. Das Potenzial der biologischen
Landwirtschaft und der artgerechten
Tierhaltung in der Schweiz soll besser
genutzt werden. Aus diesem Grund
verstärken das Forschungsinstitut für
biologischen Landbau FiBL und die
landwirtschaftliche Forschungsanstalt
Agroscope ihre Zusammenarbeit. Die
weltweite Schweizer Pionierrolle in der
Bioforschung soll gestärkt werden. SDA

Grüne präsentieren sich
als standhafte Partei
Bern. Trotz schlechten Wahlprognosen
wollen die Grünen nicht von ihrem der-
zeitigen Kurs abweichen. An einer
Medienkonferenz verkündeten sie ges-
tern, dass man keine Partei sei, die ihr
Programm den Umfragen anpasse.
Kernanliegen werde auch weiterhin die
Umwelt sein. Man sei gegen Ausbeu-
tung von Natur und Mensch. SDA

Wieder Diskreditierung
bei der SVP Waadt
Lausanne. Nach der Tonbandaffäre
rund um SVP-Waadt-Präsidentin Fabi-
enne Despot, erschüttert nun ein neuer
Skandal die Waadtländer Sektion.
Ständeratskandidat Michaël Buffat
wurde von einer Exfreundin der Kör-
perverletzung und Belästigung bezich-
tigt. Den Medien bestätigte Buffat ges-
tern die Strafanzeige, wies jedoch jede
Schuld von sich. Buffat galt bisher als
Hoffnungsträger der SVP Waadt. SDA

Bankdatendieb muss
vors Strafgericht
Bellinzona. Gestern wurde bekannt,
dass sich der flüchtige mutmassliche
Bankdatendieb Hervé Falciani ab dem
12. Oktober vor dem Bundesstrafge-
richt in Bellinzona verantworten muss.
Dem ehemaligen Informatiker bei der
Schweizer Tochter der Bank HSBC in
Genf wird wirtschaftlicher Nachrichten-
dienst vorgeworfen. Bis jetzt ist noch
offen, ob Falciani überhaupt zur Ver-
handlung erscheinen wird. SDA

AuchBernwill
Zelte aufstellen
Anzahl Asylgesuche gestiegen

Bern. Nach der Zeltstadt für Asyl-
suchende im Aargau könnte der Kanton
Bern bald nachziehen. Gestern teilte
der dortige Regierungsrat mit, dass ein
zusätzlicher Kredit von einer Million
Franken für die Finanzierung von
Armeezelten gewährt wurde. Auch
Ferien-, Sport- und Pfadiheime sowie
Jugendherbergen und Hotels kommen
für eine Platzierung infrage. Diese
Unterbringungsmöglichkeiten kommen
jedoch erst zum Zug, wenn keine Unter-
kunft in einem Asylheim mehr garan-
tiert werden kann.

Die Asylsuchenden, die dem Kanton
Bern zugewiesen werden, erhalten
zuerst Obdach in einer von 27 Kollektiv-
unterkünften. Für rund 125 Personen
proWochemuss derKantonBern gegen-
wärtig Plätze bereithalten. Aufgrund
der hohen Zahl an Neuankommenden
sind die Kollektivunterkünfte zurzeit
überbelegt, wie der bernische Regie-
rungsrat mitteilte. Zudem gebe es zu
wenig rasch verfügbare und günstige
Privatwohnungen für die Umplatzie-
rung der seit längerer Zeit in einer
Kollektivunterkunft lebenden Personen.

Vor allem aus Eritrea
Gestern veröffentliche der Bund die

Asylstatistik für letzten Monat. Im Juli
sind insgesamt 3896 Asylgesuche
gestellt worden, das sind 91mehr als im
Juni. Wie bereits in den vergangenen
Monaten stammt auch im Juli der
grösste Teil der Antragsteller aus Eri-
trea. 2130 Asylgesuche wurden im Juli
von eritreischen Staatsangehörigen
gestellt.

Auf Platz zwei der Herkunftsländer
ist Afghanistan mit 254 Gesuchen,
gefolgt von Syrien mit 242 Gesuchen.
Die Zahl der Asylanträge aus diesen bei-
den Ländern hat im Juli sprunghaft um
62 Prozent respektive 73 Prozent zuge-
nommen. SDA

Will nicht in die rechte Ecke gedrängt werden. Der Luzerner Sozialvorsteher Guido Graf (CVP). Foto Keystone


